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Nicht mehr auf 
der Lohnliste

D er ehemalige Bundesfi nanzminister 
Christian Lindner (FDP) hat eine neue 
Aufgabe gefunden. Neben der bisher 

schon bekannten Tätigkeit für eine US-Bera-
tungsfi rma und dem Sitz in einem Aufsichts-
gremium eines bekannten Jobportals in 
Deutschland will der FDP-Politiker künftig 
als stellvertretender Vorstandsvorsitzender 
bei einem großen Autohändler im Osten 
Deutschlands einsteigen. Angesichts seiner 
in der Vergangenheit offen zur Schau gestell-
ten Zuneigung zu Sportwagen aus dem 
Schwäbischen und der bekannten Nähe zur 
deutschen Automobilindustrie ist das kein 
Schritt, der überraschend kommt. Im Gegen-
teil: Manche Wähler könnten bösartiger-
weise sogar zu der Auffassung gelangen, 

dass eine Position als Gebrauchtwagenhänd-
ler Christian Lindner nahezu auf den Leib 
geschneidert sei.

Trotzdem ist das eine Tätigkeit, die durch 
die Karenzkommission im Bundeskanzler-
amt genehmigt werden muss. Im Falle eines 
Interessenkonfl ikts kann sie diese für die 
Dauer von maximal 18 Monaten untersagen. 
Das allerdings steht nicht zu befürchten, 
denn die Tätigkeit im Autohandel müsste 
dafür mit seinem früheren Amt als Finanz-
minister unvereinbar sein.

Heikler war das Mandat für eine US-Unter-
nehmensberatung, die unter anderem für die 
italienische Bank Uni-Credit arbeitet. Die 
will bekanntlich die Mehrheit an der Com-
merzbank übernehmen. Mit diesem Fall war 
Lindner als Bundesfi nanzminister inhaltlich 
betraut. Deshalb haben die Prüfer dieses erst 
nach dem Ablauf einer Frist von einem Jahr 
nach dem Ausscheiden aus dem Amt erlaubt.

Ein solcher Interessenkonfl ikt liegt bei der 
Tätigkeit im Vorstand eines großen Auto-
händlers – zuständig für Marketing, Vertrieb 
und Digitalisierung – aber nicht vor. Deshalb 
dürfte die Bundesregierung dem ehemaligen 
FDP-Vorsitzenden die Tätigkeit wohl geneh-
migen. Das hat auch für die Bürger einen 
Vorteil, denn damit dürfte Christian Lindner 
vorzeitig von der Lohnliste der Bundesregie-
rung verschwinden und dem Steuerzahler 
die Zahlung einer sechsstelligen Summe an 
Gehalt ersparen.

Denn eines ist klar: Wenn das Beschäfti-
gungsverbot während der Karenzzeit – wie 
von einigen Lobby-Kontrolleuren gefordert 
– für Minister und Staatssekretäre vollstän-
dig eingehalten werden soll, muss der Staat 
seine abgewählten Diener auch so lange 
bezahlen. Das liegt nicht im Interesse der 
Bürger. Bericht Seite 5
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Markus Peters
über Christian Lindners
berufl iche Zukunft

Nicht weniger
als eine Zeitenwende

F
ür die Evangelische Kirche ist 
es eine Zeitenwende. In ihrer 
am Montag in Dresden vorge-
stellten Friedensdenkschrift 
unternimmt die Evangelische 

Kirche Deutschland (EKD) eine deutli-
che Abkehr vom Pazifi smus der 70er- 
und 80er-Jahre: Unter dem Eindruck 
des russischen Angriffskriegs in der 
Ukraine verzichten Deutschlands Pro-
testanten auf allzu einfache Lösungen. 
Sicherheitspolitik dürfe niemals aus-
schließlich auf militärische Stärke set-
zen – ganz ohne Waffen, ganz ohne 
Militär, ganz ohne Bündnispartner 
geht es aber eben auch nicht.

„Wenn einer unter die Räuber fällt, 
kann man ihn da nicht liegen lassen“ 
– mit diesen Worten brachte es eine 
der bekanntesten deutschen Protes-
tantinnen, die Bundestagsabgeordnete 
der Grünen, Katrin Göring-Eckardt, in 
der EKD-Synode auf den Punkt. Oder, 
wie es in der Denkschrift heißt: „Evan-
gelische Friedensethik verknüpft den 
Vorrang der Friedenstüchtigkeit mit 
der Notwendigkeit der Verteidigungs-
fähigkeit.“

Man könnte auch sagen, die evange-
lische Kirche hat etwas gelernt: Um 
Frieden sicherzustellen, ist es nötig, 
sich selbst verteidigen zu können – bis 
hin zu einem gezielten Militäreinsatz, 
wenn etwa ein Diktator nach Massen-
vernichtungswaffen strebt. Eine Rück-

blende: Als die USA einst den iraki-
schen Diktator Saddam Hussein an-
griffen, demonstrierten dagegen noch 
viele Kirchenvertreter mit Lichterket-
ten auf den Straßen.

Politisch ist die Kirche damit von 
einer linken, eher pazifi stischen Posi-
tion wieder etwas stärker in die Mitte 
der Gesellschaft gerückt. Das ent-
spricht der politischen Situation in 
Deutschland: Dass es mitten in Europa 
wieder Krieg gibt, hätte sich vor einem 
halben Jahrzehnt niemand vorstellen 
können. Dass die Abschaffung der 
Wehrpfl icht nicht von Dauer sein 
könnte, war im Moment ihrer Abschaf-

fung kaum denkbar. Dass deutsche 
Truppen dauerhaft im Baltikum statio-
niert sein würden: Das war schlicht 
unvorstellbar.

Für manche Menschen ist das aller-
dings heute noch so. Der innerkirchli-
che Pazifi smus, wie er etwa vom Frie-
densbeauftragten Friedrich Kramer 
oder der früheren hannoverschen Bi-
schöfi n Margot Käßmann vertreten 
wird, muss mit dem neuen Papier der 
evangelischen Kirche fremdeln.

Das war schon im Sommer in Hanno-
ver deutlich geworden: Damals hielten 
die Pazifi sten ihre eigene Parallelver-
anstaltung ab. Und eine von Bremer 

Christen eingebrachte Resolution, wo-
nach Deutschland dem Atomwaffen-
verbotsvertrag beitreten sollte, fand 
auf dem Protestantentreffen keine 
Mehrheit mehr. Die Kirche muss an 
dieser Stelle aufpassen: Denn sie ris-
kiert den Bruch mit treuen Mitglie-
dern, die ihr Leben lang für Frieden 
und Abrüstung gekämpft haben.

Doch es ist nun einmal Aufgabe der 
Kirche, den Menschen auf der Basis 
ihres Glaubens eine zeitgemäße Orien-
tierung zu bieten. Und eine Kirche, die 
sich der politischen Realität verwei-
gert, wird das nicht schaffen. Um ein-
mal platte Polemik zu bemühen: Wer 
von russischen Drohnen angegriffen 
wird, dem hilft es nicht, wenn er sin-
gend eine Kerze anzündet.

Die Welt hat sich verändert, seit die 
Kirche sich das letzte Mal zu Krieg und 
Frieden äußerte: Es gibt Drohnen, den 
Einsatz von künstlicher Intelligenz, es 
geht um Cyberangriffe und hybride 
Kriegsführung. Und es geht um neue 
ethische Fragen: „Wer ist letztverant-
wortlich, wenn sich eine Waffe selbst 
ihr Ziel sucht?“ ist nur ein Beispiel für 
ein Thema, das in Zukunft der Diskus-
sion bedarf.

Mit ihrer neuen Friedensdenkschrift 
gibt die evangelische Kirche an dieser 
Stelle zeitgemäße Denkanstöße, die 
sich auch Menschen zu eigen machen 
können, die selbst der Kirche gar nicht 
angehören. Die Protestanten zeigen 
damit, dass mit ihnen als gesellschaft-
lichem Akteur auch weiterhin zu rech-
nen ist – allem Mitgliederschwund 
zum Trotz.

Benjamin Lassiwe
über die Synode der
evangelischen Kirche

politik@weser-kurier.de

Es ist Aufgabe der Kirche, 
eine zeitgemäße 

Orientierung zu bieten.

Die Bundesregierung
dürfte die Tätigkeit
wohl genehmigen.

Katrin Göring-Eckardt während der EKD-Synode in Dresden.
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Volksstimme
zum Korruptionsverdacht in der Ukraine

Frankfurter Allgemeine Zeitung
über die deutsche Rekordverschuldung

Handelsblatt
zum Gutachten der Wirtschaftsweisen

„Wo das für Präsident Selenskyj 
endet, ist offen“

„In wenigen Jahren
kommt die Rechnung“

„Es sind solche Vorschläge,
die Deutschland jetzt braucht“

N ach offi zieller westlicher Sichtweise 
auf den Ukraine-Konfl ikt erwehrt 

sich hier ein demokratischer Staat fi nste-
rer russischer Aggressoren. Ein Irrtum, 
wie der aktuelle Korruptionsskandal be-
weist. Wo das für Präsident Selenskyj 
endet, ist offen. Fest steht dagegen: Die 
Ukraine ist auf dem Weg zu einem 
Rechtsstaat, aber nicht angekommen. Im 
Kampf gegen Russland steht das Land 
indessen mit dem Rücken zur Wand. Die 
durch alle Zeiten gewohnte Gier der Ob-
rigkeit aber prosperiert und höhlt die 
Moral von Armee und Volk aus. Tau-
sende junge Ukrainer fl iehen – meist 
nach Deutschland –, um dem Militär-
dienst zu entgehen. Ihnen ist das Vater-
land egal. Die Europäern pumpen weiter 
Geld und Militärgerät in die Ukraine, das 
Bollwerk gegen Russland (...) Die EU will 
im Dezember nun darüber entscheiden, 
ob eine Aufnahme der Ukraine beschleu-
nigt werden kann. Das sollte man tun-
lichst lassen.

N ichts lieben AfD und Co. mehr als ver-
sprochene Investitionen, die nie an-

kommen, kaputte Straßen und eine sto-
ckende Wirtschaft. Der Hauptverantwortli-
che sitzt im Kanzleramt. Friedrich Merz 
hat die Rekordschulden als Wahlkämpfer 
ausgeschlossen und sie dann im Schnell-
verfahren durchgedrückt. (…) Denn anstatt 
die Milliarden an die richtigen Stellen zu 
lenken, werden ohnehin geplante Projekte 
fi nanziert. (…) In wenigen Jahren kommt 
die Rechnung. Dann muss der Bund die 
Schulden bedienen, und Geld für Straßen, 
Schulen und schnelles Internet wird feh-
len. (...) Noch ist es nicht zu spät. Strengere 
Kriterien fürs Geldausgeben, Monitoring 
und eine längerfristige Planung können die 
Sache noch retten. Diesen Rat der Forscher 
zu ignorieren, wäre fahrlässig. Vom Wirt-
schaftswunder bleibt dann nur ein Schul-
denwunder.

E ine solche Steuerrevolution könnte ein 
entscheidendes Mittel gegen die Struk-

turkrise des Standorts sein, hat das Ifo 
gleich mit errechnet. Natürlich ließe sich 
eine solche Steuerrevolution nicht von 
heute auf morgen umsetzen. Grundsätz-
lich sind es aber genau solche Vorschläge, 
die Deutschland jetzt braucht.

Harm Bengen Weitere Karikaturen unter www.weser-kurier.de/karikaturen
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